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Bundestagswahl: 
Wofür stehen  
die Parteien?



Anreize für mehr Leistung schaffen

Corinna Trips: Was sind aus Ihrer Sicht 
die Erfolge der Wirtschafts- und Mit­
telstandspolitik der Bundesregierung?
Dr. Reinhard Brandl: Deutschland ging 
es noch nie so gut wie heute – und 
das trotz eines schwierigen europä­
ischen Umfelds. Wir haben die nied­
rigste Arbeitslosigkeit seit der Wieder­
vereinigung, Rekorde bei den Steuer­
einnahmen – und wir konnten in den 
vergangenen Jahren die Lohnneben­
kosten spürbar senken. Die Politik hat 
die Rahmenbedingungen dafür gesetzt. 
Die Unternehmen haben sie erfolgreich 
genutzt.

Trips: Wie soll es in der nächsten Legis­
latur weitergehen, wenn die Union wei­
ter in der Regierung wäre?
Brandl: Der Wohlstand in unserem Land 
basiert auf dem, was unsere Unterneh­
men und Unternehmer Tag für Tag 
erwirtschaften. Dieser Leistung brin­
gen wir als Union eine hohe Wertschät­
zung entgegen und wollen sie weiter 
fördern. Konkret wird das zum Bei­
spiel, wenn wir ein Steuergesetz bera­
ten. Dann geht es uns in erster Linie 
darum, Anreize für mehr Leistung zu 
schaffen und nicht Einkommensunter­
schiede auszugleichen. Deshalb wenden 

wir uns auch gegen Substanzsteuern, 
wie die Vermögenssteuer, und gegen 
eine Erhöhung der Erbschaftssteuer. 
Ich könnte diese Liste an Beispielen 
beliebig weiter fortführen.

Franziska Leupelt: Und was wären kon­
kret die wirtschaftspolitischen Ziele 
und Schwerpunkte?
Brandl: Ein Thema mit oberster Priori­
tät wird die Fachkräftesicherung sein. 
Außerdem müssen wir die kalte Pro­
gression im Einkommensteuerrecht 
abbauen. Hier hoffe ich auf Bewegung 
im Bundesrat. Weitere Schwerpunkte 
werden sein: ein Stopp des Anstiegs 
bei den Energiekosten und die Fortfüh­
rung des Bürokratieabbaus. Wenn der 
Spielraum gegeben ist, würde ich eine 
steuerliche Forschungsförderung, vor 
allem für kleine Unternehmen, sehr 
begrüßen. 

Leupelt: Die junge deutsche Wirtschaft 
leidet vor allem unter dem Fachkräf­
temangel. Welche Lösungen haben Sie 
anzubieten? 
Brandl: Für mich stehen drei Ansätze 
ganz oben auf der Agenda: Bildung, 
Ausbildung und Weiterbildung. Dane­
ben gilt es, bisher brachliegendes 
Potenzial weiter zu aktivieren: Seit 
2007 konnten wir die Zahl der Lang­
zeitarbeitslosen um 40 Prozent redu­
zieren, von etwa 1,7 Millionen auf eine 
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Million. Das ist aber immer noch viel 
zu viel. In einigen Bereichen müssen 
wir auch für Zuwanderer, vor allem 
aus der Europäischen Union, attrakti­
ver werden. 

Trips: Beim Thema Betreuungsgeld 
muss die Union sich ja vorwerfen las­
sen, dass diese Leistung eher kontra­
produktiv ist, um die Erwerbsbetei­
ligung von Frauen zu stei­
gern. Auch bei einer Reform 
des Ehegattensplitting ist die 
Union zurückhaltend …
Brandl: Zunächst einmal: Bay­
ern liegt mit einer Frauen­
erwerbsquote von 72 Pro­
zent deutlich über dem Bun­
desdurchschnitt; kein Bun­
desland investiert so viel Geld 
in den Krippenausbau wie 
der Freistaat. Das ist die eine 
Seite. Erfolgreiche Familienpo­
litik darf sich aber nicht alleine 
daran bemessen, wie schnell 
eine Frau wieder zurück im 
Beruf ist. Jede Familie soll selbst 
die Freiheit haben zu entschei­
den, wie sie Erwerbseinkommen 
und Kindererziehung organi­
siert. Der Staat soll sie bei dieser 
Entscheidung in jeder Richtung 
unterstützen. Er darf aber nicht 
ein bestimmtes Lebensmodell als 
das einzig förderungswürdige 
oder gewollte Modell darstellen.

Trips: Die jungen Abgeordneten 
der Union wollen ja – nach der 
Umsetzung der Schuldenbremse – 
jetzt den Schritt Richtung Schul­
dentilgung machen. Wie sehen Sie 
die Chancen dafür? 
Brandl: Wenn die bisherige wirt­
schaftliche Entwicklung sich wei­
ter so fortsetzt, dann stehen die 
Chancen sehr gut. Im Moment sieht 
es so aus, dass wir 2014 oder spä­
testens 2015 einen ausgegliche­
nen Haushalt vorlegen und ab 2016 
dann auch Schulden zurückzahlen 
können. 

Leupelt: Sie kommen selbst aus einer 
Unternehmerfamilie. Was wären Ihre 
Wünsche an die Wirtschaftsjunioren? 
Wo sollten sich Unternehmer mehr 
einbringen? 
Brandl: Die erste und wichtigste Ebene 
ist die Kommunalpolitik. In den 
Gemeinde-, Stadt- und Kreisräten wer­
den wesentliche Standortbedingungen 
festgelegt. Man kann dort am meisten 
bewegen, und unternehmerisches Den­

ken ist für jede Kommune wichtig. Ich 
versuche deswegen, auch bei mir vor Ort 
immer wieder junge Unternehmer dafür 
zu begeistern. Oft heißt es: „Keine Zeit“. 
Aber es wäre fatal für unser Land, wenn 
sich nur diejenigen politisch einbringen, 
die viel Zeit haben. 

Karsten  Tarutt i s

#04·2013 Schwerpunkt | Parteien vor der Wahl | 15 

Dr.  Re inha rd  B rand l  
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Für mich stehen drei Ansätze 
ganz oben auf der Agenda: 
Bildung, Ausbildung und 
Weiterbildung. Dr .  Re inhard  Brandl




